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Sport verbindet und leistet einen wichtigen Beitrag im Bereich der 

Inklusion. 

Sehr geehrte Vertreter:innen der Fachverbände! 

Wir bedanken uns vielmals für die zahlreichen Rückmeldungen betreffend die von Ihnen 

gesetzten und geplanten Maßnahmen in Zusammenhang mit ukrainischen Vertriebenen. 

Einmal mehr ist dadurch ersichtlich, dass der Sport über die Grenzen hinaus verbindet und 

eine große und vor allem wichtige Rolle im Bereich der Inklusion einnehmen kann. Wir im 

Sport sehen dies als Möglichkeit, den aus der Ukraine vertriebenen Menschen das Gefühl 

des Zusammenhalts und Ankommens zu geben.  

In diesem Sinne finden Sie untenstehend weitere Informationen zur Grundversorgung, 

eine To Do-Liste, Informationen zu Arbeitsmöglichkeiten von Vertriebenen im Sport sowie 

Informationen zu geplanten Bundesförderungen.  
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1 GRUNDVERSORGUNG 

Vertriebene haben Anspruch auf Grundversorgung nach dem Grundversorgungsgesetz des 

jeweiligen Bundeslandes. Die Grundversorgung umfasst insbesondere die Unterkunft, 

Verpflegung und medizinische Betreuung. Die Abwicklung obliegt den Bundesländern und 

wird kostentechnisch sowohl vom Bund als auch von den Bundesländern getragen. Eine 

Förderung durch das BMKÖS ist in diesen Bereichen zur Vermeidung von 

Doppelförderungen daher nicht möglich. 

1.1 Wie erhalten Vertriebene Anspruch auf Grundversorgung? 

Anspruch auf Grundversorgung erhalten Vertriebene mit dem Statuts als Vertriebene:r 

gem. der Vertriebenenverordnung (BGBl. II Nr. 92/2022) und dem damit verbundenen 

vorübergehenden Aufenthaltsrecht. Dafür ist eine Registrierung als Vertriebene:r bei den 

Erfassungsstellen der Polizei notwendig (siehe Anhang 1). Ein Asylantrag ist nicht 

notwendig! 

Mitzubringen sind (sofern vorhanden): 

• Reisepass 

• Geburtsurkunde, Heiratsurkunde, andere Personenstandsdokumente 

• Sonstige Identitätsdokumente und Aufenthaltstitel 

• Meldezettel 

 

Wichtig: Die Registrierung als Vertriebene:r gilt rückwirkend. Sollte die 

Registrierung daher erst im Laufe der Zeit erfolgen, können die Leistungen auch 

rückwirkend geltend gemacht werden! Bis zur Übermittlung des 

Vertriebenenausweises kann der Reisepass oder ein sonstiger Beleg des 

Vertriebenenstatus als Nachweis herangezogen werden.  
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Der Vertriebenenausweis wird an die angegebene Wohnadresse übermittelt bzw. an die 

bei der Meldebehörde hinterlegte Adresse. Zuständig für die Ausstellung ist das 

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl. 

1.2 Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein? 

Folgende Personen sind von der o.g. Vertriebenen-VO umfasst: 

• Ukrainische Staatsangehörige, die ab dem 24.02.2022 aus der Ukraine vertrieben 

wurden 

• Drittstaatsangehörige und Staatenlose, denen vor dem 24.02.2022 internationaler 

Schutzstatus nach ukrainischem Recht gewährt wurde und die ab dem 24.02.2022 

aus der Ukraine vertrieben wurden 

• Familienangehörige dieser Personen (Ehegatten, eingetragene Partner, 

minderjährige ledige Kinder sowie sonstige Verwandte, die in häuslicher 

Gemeinschaft gelebt haben und vollständig oder größtenteils von der Person 

abhängig waren) 

• Staatsangehörige der Ukraine, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten 

haben (z.B.: mit einem mittlerweile abgelaufenen Aufenthaltstitel oder als Tourist) 

und nicht in die Ukraine zurückkehren können. 

Anspruch auf die Grundversorgung haben hilfsbedürftige Vertriebene. Das sind Personen, 

die ihren Lebensbedarf nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften beschaffen 

können. Voraussetzung zur Inanspruchnahme der Leistungen ist die Registrierung als 

Vertriebene:r. 
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1.3 Welche Bereiche umfasst die Grundversorgung? 

Hilfsbedürftige Vertriebene haben Anspruch auf folgende Leistungen (beispielhaft): 

1. Unterbringung in geeigneter Unterkunft: Vertriebene haben Anspruch auf eine 

angemessene Unterkunft, wobei diese durch eine Quartierzuweisung (organisierte 

Unterkunft) oder eine private Unterbringung mit Gewährung eines Mietzuschusses 

erfolgen kann. Die Kostenhöchstsätze für den Mietzuschuss betragen  

für eine Einzelperson  € 150,- pro Monat 

für Familien (ab 2 Personen) € 300,- pro Monat 
(eine Erhöhung um 45€/90€ pro Monat wurde am 30.3.2022 vom BMI angekündigt) 

Wichtig: Der Mietzuschuss kann nur beantragt werden, wenn auch ein 

Mietvertrag oder Prekariumsvertrag abgeschlossen wird, aus dem das zu zahlende 

Entgelt ersichtlich ist. Es empfiehlt sich diese Verträge in schriftlicher Form 

abzuschließen.  

 

Empfehlung: Wird der Wohnraum kostenlos zur Verfügung gestellt, so empfiehlt 

sich der Abschluss einer Prekariumsvereinbarung, in der die Zahlung der 

Betriebskosten, Strom und Gas vereinbart wird. Diese Zahlungen können durch 

den Mietzuschuss gedeckt werden. Wird ein Mietvertrag abgeschlossen, so hat 

dieser zumindest die Bezeichnung des Mietobjekts, dessen Größe, die Höhe der 

Miete einschließlich Betriebskosten, die Dauer des Mietverhältnisses sowie Name 

und Unterschrift der Vertragsparteien zu enthalten.   

Empfehlung: Es empfiehlt sich aus versicherungstechnischen Gründen, die 

Aufnahme von Vertriebenen bei der Haushaltsversicherungsanstalt zu melden. 

Wichtig: Vertriebene haben innerhalb von drei Tagen nach Bezug der Unterkunft 

eine Wohnsitzmeldung bei der Meldebehörde abzugeben. Mitzubringen ist eine 

Bestätigung des Unterkunftsgebers bzw. der Mietvertrag/Prekariumsvertrag.  

 



 

6 of 18 Diese Information dient ausschließlich der Übersicht und Hilfestellung und erhebt keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit und Richtigkeit. Je nach Bundesland sind die geltenden Rechtsvorschriften zu beachten. Weitere 

Informationen entnehmen Sie den zuständigen Stellen, insbesondere den Bezirksverwaltungsbehörden und 

Grundversorgungsgesetzen.  

 

2. Angemessene Verpflegung: Vertriebene, die in privaten Unterkünften 

untergebracht sind, erhalten einen Verpflegungszuschuss. Die Kostenhöchstsätze 

betragen  

für Erwachsene   € 215,- pro Monat  

für Minderjährige   € 100,- pro Monat 

für unbegleitete Minderjährige € 215,- pro Monat 
(eine Erhöhung um € 15 pro Monat wurde am 30.3.2022 vom BMI angekündigt) 

3. Krankenversorgung und medizinische Untersuchungen 

Die Aufnahme in die Krankenversicherung erfolgt automatisch mit Registrierung als 

Vertriebene:r und die Zahlung der Krankenversicherungsbeiträge erfolgt direkt an 

die Krankenkasse. 

Das bedeuetet, dass etwaige Trainingsverletzungen von Vertriebenen im Rahmen 

der vorhandenen Krankenversicherung behandelt werden. Betroffene erhalten 

medizinische Behandlung und Betreuung; Ein darüberhinausgehender 

Versicherungsschutz (zB Unfallversicherung) ist nicht notwendig.  

Vertriebene erhalten eine Sozialversicherungsnummer und einen e-card 

Ersatzbeleg, aber keine e-card. Mit dem Vertriebenenausweis und dem e-card-

Ersatzbeleg können die Leistungen in Anspruch genommen werden. 

Als e-card Ersatzbeleg gilt der „Krankenversicherungsbeleg für grundversorgte 

Personen“ (im Zuge der Registrierung ausgestellt) oder der „e-card-Ersatzbeleg“ 

(wird bei Bedarf und Kenntnis der SV-Nummer in den Kundenservicestellen der 

ÖGK ausgestellt). 

Vor Erhalt der Versicherungsnummer und des e-card-Ersatzbeleges können 

Vertriebene Leistungen unter Nachweis der ukrainischen Staatsbürgerschaft bzw. 

des Vertriebenenstatus erhalten. 

Vertriebene sind von der Bezahlung der Rezeptgebühr und von den Selbstbehalten 

für Heilbehelfe und Hilfsmittel befreit. 
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4. Information, Beratung und soziale Betreuung 

Diese erfolgt in der Regel durch Organisationen und Institutionen (z.B.: Fonds 

Soziales Wien und sonstige von den Bundesländern eingerichtete Beratungsstellen) 

und betrifft auch die Beratung und Unterstützung im Zusammenhang mit der 

Registrierung und anderen bürokratischen Aufgaben. 

5. Sach- oder Geldleistungen zur Erlangung der notwendigen Bekleidung 

nach Bedarf, max. € 150,- pro Kalenderjahr 

6. Schulbedarf für Schüler:innen 

nach Bedarf, max. € 200,- pro Schuljahr 

Vertriebene Kinder erhalten Zugang zu Kindergarten und Schule. Die Anmeldung erfolgt je 

nach Bundesland unterschiedlich; Für Wien finden Sie weitere Informationen unter 

support-ukr.bd-wien.at/. Für die Anmeldung benötigte Dokumente sind eine Kopie des 

Reisepasses sowie bei Vorhandensein die Schulzeugnisse aus dem Herkunftsland.  

Kostenlose Deutschkurse bietet unter anderem der Österreichische Integrationsfonds an. 

Vertriebene können mit einem ukrainischen Pass oder Personalausweis die 

Verkehrsmittel im Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) bis auf weiteres kostenfrei nutzen. 

Mit dem kostenlosen „Not-Ticket Ukraine“ können auch die ÖBB genutzt werden (Erhalt 

entweder direkt im Zug vom ÖBB-Personal oder bei den ÖBB Ticketschaltern in den 

Bahnhöfen bei Bekanntgabe des Namens und der Passnummer). Weitere Angebote sind 

möglich und entnehmen Sie bitte den Informationen der jeweiligen Anbieter. 

 

 

https://www.vor.at/service/aktuelles/detail/news/ukraine-fluechtlinge-koennen-alle-verkehrsmittel-im-vor-gratis-nutzen/
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1.4 Wie kommen Vertriebene zu den Grundversorgungsleistungen? 

Um in den Genuss der Grundversorgungsleistungen zu kommen, müssen Vertriebene bei 

der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde (Bezirkshauptmannschaft oder 

Magistrat) um Gewährung der Grundversorgungsleistungen ansuchen. Es erfolgt sodann 

eine Einzelfallprüfung.  

Die Antragstellung wird von den jeweiligen Bundesländern abgewickelt, sodass es hier zu 

Unterschieden kommen kann. In Wien erhalten Vertriebene nach ihrer Registrierung 

einen Brief oder Anruf mit einem zugeteilten Termin, bei dem sie um Gewährung der 

Grundversorungsleistungen ansuchen können. Nach Auskunft des Fonds Soziales Wien 

beträgt die derzeitige Wartezeit 2-3 Wochen. In Niederösterreich ist eine Einbringung wie 

folgt möglich: 

1. Persönlich bei der Bezirksverwaltungsbehörde (Bezirkshauptmannschaft oder 

Magistrat) oder der Gemeinde 

2. Schriftlich per Post bei der Bezirksverwaltungsbehörde 

3. Per E-Mail an die Bezirksverwaltungsbehörde 

Die Informationen für die weiteren Bundesländer entnehmen Sie bitte den 

Informationsstellen des jeweiligen Bundeslandes.  

Folgende Dokumente sollten mitgebracht/mitgesendet werden (sofern vorhanden): 

1. Reisepass 

2. Vertriebenenausweis 

3. Meldezettel 

4. Mietvertrag/Prekariumsvertrag 

5. Bestätigungen über etwaige Einkünfte oder Arbeitsverträge 

6. Nachweise von Unterhaltspflichten gegenüber Kindern 

Die Auszahlung erfolgt auf das Bankkonto des/der Vertriebenen oder auf eine 

Bankverbindung einer Vertrauensperson. Sollte noch kein Bankkonto vorhanden sein, 

empfiehlt es sich, das Konto einer zeitlich verfügbaren Vertrauensperson anzugeben. Um 

die Selbständigkeit der Vertriebenen zu unterstützen empfehlen wir jedoch die Eröffnung 

eines eigenen Bankkontos. 
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2 TO DO’s  

Folgende Schritte und To Do’s werden empfohlen: 

 

• Registrierung als Vertriebene:r 

• Abschluss Mietvertrag/Prekariumsvertrag 

• Meldung des Wohnsitzes bei der Meldebehörde binnen 3 Tagen 

• Meldung der Aufnahme von Vertriebenen bei der Haushaltsversicherung 

(Empfehlung!) 

• Eröffnung eines inländischen Bankkontos 

• Antrag auf Grundversorgungszuschuss bei der zuständigen 

Bezirksverwaltungsbehörde bzw Einrichtung 

 

Nach Bedarf: 

 

• Anmeldung Kindergarten oder Schule 

• Nostrifikaiton von Ausbildungen 

• Abschluss eines Arbeitsvertrages (Achtung: die Arbeitsaufnahme darf erst 

nach der Beschäftigungsbewilligung erfolgen!) 

• Einholen Beschäftigungsbewilligung 

• Meldung der Beschäftigungsausnahme an das AMS binnen 3 Tagen nach 

Arbeitsaufnahme 

 

Empfehlung: Es empfiehlt sich bei Möglichkeit vorab jene Punkte zu erledigen, die 

für die Inanspruchnahme der Grundversorgungsleistungen notwendig sind 

(Abschluss Prekariumsvertrag, Eröffnung Konto, Abschluss Arbeitsvertrag, etc.) 

und daran anschließend das Ansuchen auf Gewährung der 

Grundversorgungsleistungen bei der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde 

einzubringen. 



 

10 of 18 Diese Information dient ausschließlich der Übersicht und Hilfestellung und erhebt keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit und Richtigkeit. Je nach Bundesland sind die geltenden Rechtsvorschriften zu beachten. Weitere 

Informationen entnehmen Sie den zuständigen Stellen, insbesondere den Bezirksverwaltungsbehörden und 

Grundversorgungsgesetzen.  

 

3 ARBEITSMÖGLICHKEITEN IM SPORT 

Vertriebene können im österreichischen Sport einer Arbeit nachgehen, ihr Know-How und 

ihre Erfahrungen einbringen und sich dabei als Teil der österreichischen Gesellschaft 

fühlen. Im Sportbereich kommen dabei insbesondere die Tätigkeit als Sportler:in, 

Trainer:in, medizinische:r Betreuer:in oder im administrativen Bereich in Betracht.  

Das AMS bietet Unterstützung und Beratung zum Thema Arbeiten in Österreich an und 

informiert über freie Arbeitsstellen und unterstützt betreffend Deutschkurse und sonstige 

Qualifikationen. Für auftretende Fragen wurde die E-Mail-Adresse ukraine@ams.at 

eingerichtet.  

Das BMI hat am 30.3.2022 angekündigt, dass die Zuverdienstgrenze von € 110,- auf die 

Geringfügigkeitsgrenze angehoben wird, sodass Vertriebene neben dem Bezug der 

Grundversorgungsleistungen monatlich bis zu € 485,85 hinzuverdienen können, ohne 

ihren Anspruch auf Grundversorgung zu verlieren.  

Wichtig: Wird ein/e Vertriebene:r angestellt, so ist eine Beschäftigungsbewilligung 

erforderlich. Eine Beschäftigung ohne Beschäftigungsbewilligung ist rechtswidrig! 

Sobald und erst wenn der Vertriebenenausweis vorliegt, kann die 

Beschäftigungsbewilligung erteilt werden. Dafür ist der Antrag auf 

Beschäftigungsbewilligung (auf der Website des AMS zum Download verfügbar) 

und eine Kopie des Vertriebenenausweises an die regionale Geschäftsstelle des 

AMS zu senden, in deren Sprengel der Beschäftigungsort liegt. Bitte beachten Sie, 

dass eine Arbeitsaufnehme erst mit erteilter Beschäftigungsbewilligung möglich 

ist! Der Beginn und das Ende des Dienstverhältnisses ist dem AMS innerhalb von 

drei Tagen zu melden. 

 

 

 

mailto:ukraine@ams.at
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Die Anerkennung von Ausbildungen hängt vom jeweiligen Berufsbild ab: 

• Trainer:innen können angestellt werden, sofern etwaige Trainer:innenausbildungen 

und –lizenzen von den Fachverbänden anerkannt bzw. akzeptiert werden.  

• Die Arbeit im physiotherapeutischen Bereich bedarf einer Nostrifikation der 

vorhandenen Ausbildung. Zuständig ist das Fachhochschulkollegium. 

• Die Arbeit als medizinische:r Masseur:in oder Heilmasseur:in bedarf einer 

Nostrifikation der vorhandenen Ausbildung. Zuständig ist der/die zuständige 

Landeshauptmann/frau. 

• Die Arbeit in Geschäftsstellen bzw. im administrativen Bereich bedarf den üblichen, 

vom Verein oder Verband geforderten Ausbildungsnachweisen. 

 

Die Pauschale Reiseaufwandsentschädigung in Höhe von max. € 60 pro Einsatztag und 

max. € 540 pro Monat kann auch an Vertriebene ausgezahlt werden, sofern die 

allgemeinen Voraussetzungen erfüllt sind: 

• Die Auszahlung kann steuerfrei erfolgen, sofern vom Verein keine Tages- und 

Nächtigungsgelder gemäß § 26 Z 4 EStG oder Reiseaufwandsentschädigungen gemäß 

§ 3 Abs 1 Z 16b EStG steuerfrei ausgezahlt werden. 

• Die Auszahlung kann sozialversicherungsfrei erfolgen, sofern die Tätigkeit nicht den 

Hauptberuf und nicht die Hauptquelle der Einnahmen darstellt und die 

Voraussetzungen der Steuerfreiheit erfüllt sind. Hier ist darauf zu achten, dass dies 

insbesondere dann nicht erfüllt ist, wenn der/die Vertriebene (noch) keiner anderen 

beruflichen Tätigkeit nachgeht oder nur bis zur Geringfügigkeitsgrenze verdient.  

Geht der/die Vertriebene keiner anderen beruflichen Tätigkeit nach, so kann die PRAE 

zwar steuer-, aber nicht sozialversicherungsfrei ausgezahlt werden.  
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4 FÖRDERBEREICHE DES BUNDES 

Im Bereich des Breitensportes erfolgt eine Förderung im Rahmen des Förderprogramms 

„Sportbonus“ mit der Erleichterung, dass die Mitgliedschaft von Vertriebenen zu 100% 

und mit einem Höchstbetrag von € 120,- vom Bund gefördert werden. Als Nachweis gilt 

der Vertriebenenausweis, von dem die Vereine aus Dokumentationsgründen und für die 

vertiefte Prüfung durch die BSG eine Kopie aufzubewahren haben. Die Umsetzung wird 

derzeit vorbereitet und steht demnächst zur Verfügung. 

Da bereits einige Bereiche durch die gesetzliche Grundversorgung gedeckt sind, 

verbleiben folgende Bereiche zur Förderung im Bereich des Leistungs- und Spitzensportes 

gemäß § 3 Z 6 und 8 i.V.m. § 14 Abs. 1 Z 6 BSFG 2017: 

1. Unterkünfte, sofern die Kosten der Unterkunft den dem/der Vertriebenen 

zustehenden Mietzuschuss übersteigen und eine Einzelfallprüfung ergibt, dass die 

Unterbringung für die Ausübung des Sportes unbedingt notwendig ist oder ein 

Mietvertrag/Prekariumsvertrag aus rechtlichen Gründen nicht abgeschlossen werden 

kann 

2. Sportbekleidung, sofern diese nicht durch Sachspenden oder vom Verein zur 

Verfügung gestellt werden kann 

3. Zusätzlich benötigte Trainer:innen, um den verbundenen Mehraufwand bewältigen zu 

können und sofern diese Aufwendungen nicht aufgrund der Mitgliedschaft im Verein 

gedeckt sind 

4. Kosten der Nutzung von Trainingsstätten, sofern diese Aufwendungen nicht aufgrund 

der Mitgliedschaft im Verein gedeckt sind 

5. Teilnahme an Trainingslagern, sofern diese Aufwendungen nicht aufgrund der 

Mitgliedschaft im Verein gedeckt sind 

6. Spezielles Betreuungspersonal, sofern dieses benötigt wird (Dolmetscher, evtl. 

psychologische Betreuung) 
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Bundes-Sportfachverbände können ihren Bedarf an Förderungen für den 

Leistungszeitraum 24.02.2022 bis 31.08.2022 vom 15. April 2022 bis zum 16.Mai 2022 bei 

der Bundes-Sport GmbH über das Online Fördermanagementsystem beantragen. Jede 

Förderung bedarf einer Einzelfallprüfung, bei der insbesondere die Notwendigkeit, 

Zweckmäßigkeit und Nachvollziehbarkeit sowie die Plausibilität der Förderung durch die 

BSG in Abstimmung mit dem BMKÖS bewertet werden. Dafür haben die Fachverbände 

entsprechende Erklärungen abzugeben, weshalb die Förderung erforderlich ist. Ein 

Anspruch auf Förderung entsteht erst mit schriftlicher Förderzusage. 
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5 QUELLEN 

Kundmachung des Landeshauptmannes von Wien betreffen die Vereinbarung zwischen 

dem Bund und den Ländern gemäß Art 15a B-VG über gemeinsame Maßnahmen zur 

vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde in Österreich 

(Grundversorgungsvereinbarung – Art 15a B-VG) (LGBl Nr 14/2013) 

 

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Artikel 15a B-VG über eine 

Erhöhung ausgewählter Kostenhöchstsätze des Art 9 der Grundversorgungsvereinbarung 

(BGBL I Nr 28/2016) 

Verordnung der Bundesregierung über ein vorübergehendes Aufenthaltsrecht für aus der 

Ukraine Vertriebene (Vertriebenen-Verordnung) (BGBl II Nr 92/2022) 

Richtlinie des Europäischen Rates über Mindestnormen für die Gewährung von 

vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und 

Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der 

Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahmen verbunden ist, auf die 

Mitgliedstaaten (2001/55/EG)  

Allgemeine Informationen betreffend Nostrifikation (Feststellung der Gleichwertigkeit) 

des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz vom 

1.3.2022 

https://www.noe.gv.at/noe/SozialeDienste-

Beratung/Informationen_fuer_Fluechtlinge_aus_der_Ukraine.html (28.3.2022) 

https://www.ams.at/unternehmen/service-zur-personalsuche/gefluechtete-personen-

aus-der-ukraine-einstellen#niederoesterreich (28.3.2022) 

Informationsschreiben der Österreichischen Gesundheitskasse „Leistungsanspruch von 

gemäß § 9 ASVG in die Krankenversicherung eingezogene Personen – Ukrainische 

Flüchtlinge. FAQ – Alle Fragen im Überblick“ vom 15.3.2022 

https://www.noe.gv.at/noe/SozialeDienste-Beratung/Informationen_fuer_Fluechtlinge_aus_der_Ukraine.html
https://www.noe.gv.at/noe/SozialeDienste-Beratung/Informationen_fuer_Fluechtlinge_aus_der_Ukraine.html
https://www.ams.at/unternehmen/service-zur-personalsuche/gefluechtete-personen-aus-der-ukraine-einstellen#niederoesterreich
https://www.ams.at/unternehmen/service-zur-personalsuche/gefluechtete-personen-aus-der-ukraine-einstellen#niederoesterreich
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Ukraine - Flüchtlinge können alle Verkehrsmittel im VOR gratis nutzen - VOR (28.3.2022) 

https://www.oebb.at/de/neuigkeiten/ukraine-hilfe (28.3.2022) 

https://www.refugees.wien/infos-fuer-gefluechtete/grundversorgung/ (28.3.2022) 

https://www.bmi.gv.at/Ukraine/Registrierung_und_Aufenthalt.aspx (29.3.2022) 

https://www.bmi.gv.at/news.aspx?id=35434F7950323277636E383D (31.03.2022) 

Pressekonferenz von Innenminister Gerhard Karner (ÖVP), Landesrätinnen Daniela 

Winkler (SPÖ und Doris Kampus (SPÖ) und Landesrat Peter Hacker (SPÖ) nach der 

Konferenz mit den landesflüchtlingsreferenten am 30.3.2022 um 17:00 Uhr.  

  

https://www.vor.at/service/aktuelles/detail/news/ukraine-fluechtlinge-koennen-alle-verkehrsmittel-im-vor-gratis-nutzen/
https://www.oebb.at/de/neuigkeiten/ukraine-hilfe
https://www.refugees.wien/infos-fuer-gefluechtete/grundversorgung/
https://www.bmi.gv.at/Ukraine/Registrierung_und_Aufenthalt.aspx
https://www.bmi.gv.at/news.aspx?id=35434F7950323277636E383D
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Anhang 1 

Registrierungsstellen Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich und Salzburg 

(Stand 29.03.2022) 
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Registrierungsstellen Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien (Stand 29.03.2022) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: https://www.bmi.gv.at/Ukraine/Registrierung_und_Aufenthalt.aspx 
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